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Der Deutscher Volkshochschul-Verband e.V. (nachstehend DVV) hat uns, Meilicke 

Hoffmann & Partner Rechtsanwälte Steuerberater mbB, beauftragt ein Rechtsgutach-

ten  

 

„zu der Umsatzbesteuerung von Leistungen der Volkshochschulen 

unter besonderer Berücksichtigung der europarechtlichen Vorgaben 

und der Möglichkeiten des nationalen Gesetzgebers zur Befreiung 

der Leistungen der Volkshochschulen von der Umsatzsteuer“ 

 

zu erstellen. 
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A. Gegenstand des Gutachtens  

Die Frage der Umsatzsteuerbarkeit von Bildungsleistungen wird seit langem kontrovers 

diskutiert und war bereits Gegenstand zahlreicher Entscheidungen der Finanzgerichte, 

des BFH1 und des europäischen Gerichtshofs (EuGH)2. Aufgrund einer punktuellen Eu-

roparechtswidrigkeit der nationalen Regelungen war zwischenzeitlich anerkannt, dass 

sich ganze Berufsgruppen für die Steuerbefreiung unmittelbar auf die Regelung der 

Mehrwertsteuersystemrichtlinie berufen können. In diesem Zusammenhang hat die eu-

ropäische Kommission auch bereits ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-

land eingeleitet.3   

 

Gleichzeitig ist auf der anderen Seite eine Tendenz in der Rechtsprechung des Euro-

päischen Gerichtshofs zu erkennen, dass er bei der Frage, welche Leistungen von der 

Umsatzsteuerbefreiung umfasst sein können, eine zunehmend restriktive Ansicht ver-

tritt.  

 

Die anhaltenden Diskussionen über die Europarechtskonformität der nationalen Rege-

lungen veranlasste das Bundesfinanzministerium bereits zweimal, Gesetzentwürfe zur 

Neuregelung der Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistungen vorzulegen.4  

 

Gegenstand des vorliegenden Gutachtens ist eine Analyse der aktuellen nationalen 

Umsatzsteuerbefreiungsvorschriften für Bildungsleistungen unter besonderer Berück-

sichtigung der Rechtsprechung des EuGHs.  

 

Im Anschluss daran soll analysiert werden, welche Möglichkeiten der nationale Gesetz-

geber hat, um die Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistungen europarechtskonform 

 
1 Statt aller: BFH Urt. v. 24.01.2008 V R 3/05, BStBl. II 2012, 267; BFH Urt. v. 10.01.2008, V R 52/06, 

DStRE 2008, 445; BFH Urt. v. 24.01.2019, V R 66/17; BFH Urt. v. 24.01.2008, V R 3/05; BFH v. 18.12.2003, 

V R 62/02, BStBl. II 2004, 252.  

2 EuGH-Urteil vom 28. Januar 2010, C-473/08, Rs. Eulitz; EuGH-Urteil vom 14. Juni 2007, C-434/05 Rs. 

Horizon College; EuGH-Urteil vom 14. Juni 2007, Rs. Haderer, C-445/05; EuGH-Urteil vom 7. Oktober 

2019, C-47/19, Rs. HA; EuGH-Urteil vom 28. November 2013 C-319/12 Rs. MDDP;  

3 Vertragsverletzungsverfahren 2015/2011; vgl. BT.Drs. 19-17642, Antwort der Bundesregierung auf eine 

kleine Anfrage der Abgeordneten Brantner, Tressel Brugger u.a., S. 10.  

4 Zuletzt „Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Ände-

rung weiterer steuerlicher Vorschriften“ vom 30. Juli 2019, vgl. unten C. 
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neu zu regeln, ohne dabei weite Bereiche des so genannten Dritten Bildungssektors in 

Deutschland der Umsatzsteuer zu unterwerfen. 

 

B. Aktuelle Rechtslage 

Das Umsatzsteuerrecht ist in der europäischen Gemeinschaft harmonisiert. Hieraus 

ergibt sich, dass die Auslegung der nationalen Vorschriften und auch die Gestaltungs-

spielräume, die der nationale Gesetzgeber bei einer Neuregelung zu beachten hat, 

durch die Regelungen der einschlägigen EU-Richtlinien vorgegeben sind. Darüber hin-

aus ist zu beachten, dass das Auslegungsmonopol für die EU-Richtlinien grundsätzlich 

dem europäischen Gerichtshof zusteht, so dass sich sowohl die nationalen Gerichte als 

auch der nationale Gesetzgeber an den Vorgaben des europäischen Gerichtshofs ori-

entieren müssen. 

  

Bevor auf die aktuell geltende nationale Rechtslage und die möglichen Spielräume des 

Gesetzgebers für eine Neuregelung eingegangen wird, werden zunächst die europa-

rechtlichen Vorgaben und die einschlägige Rechtsprechung des europäischen Ge-

richtshofs dargestellt. 

 

I. Europarechtliche Vorgaben  

Ausgangspunkt für die Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistungen ist Art. 132 der 

Richtlinie 2006/112/EG, so genannte Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL).5   

 

Nach Art. 132 Abs. 1 Buchstabe i) bzw. m) MwStSystRL befreien die Mitgliedsstaaten 

folgende Umsätze von der Steuer:  

  

i)  Erziehung von Kindern und Jugendlichen, Schul- und Hochschulunterricht, 

Aus- und Fortbildung sowie berufliche Umschulung und damit eng verbun-

dene Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen durch Einrich-

tungen des öffentlichen Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut sind, oder 

andere Einrichtungen mit von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannter 

vergleichbarer Zielsetzung; 

 

 
5 Entspricht Art. 13 A Abs. 1 und 2 der sechsten Richtlinie 77/388/EWG vom 17. Mai 1977. 
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m) bestimmte, in engem Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung ste-

hende Dienstleistungen, die Einrichtungen ohne Gewinnstreben an Perso-

nen erbringen, die Sport oder Körperertüchtigung ausüben; 

 

Art. 133 gewährt den Mitgliedsstaaten darüber hinaus das Recht, u.a. die Befreiungen 

nach Art. 132 Abs. 1 lit. i) und m) MwStSystRL für Einrichtungen, die keine Einrichtun-

gen des öffentlichen Rechts sind, im Einzelfall von der Erfüllung einer oder mehrerer 

der folgenden Bedingungen abhängig zu machen: 

 

a)  Die betreffenden Einrichtungen dürfen keine systematische Gewinnerzie-

lung anstreben; etwaige Gewinne, die trotzdem anfallen, dürfen nicht ver-

teilt, sondern müssen zur Erhaltung oder Verbesserung der erbrachten Leis-

tungen verwendet werden. 

b) Leitung und Verwaltung dieser Einrichtungen müssen im Wesentlichen eh-

renamtlich durch Personen erfolgen, die weder selbst noch über zwischen-

geschaltete Personen ein unmittelbares oder mittelbares Interesse am wirt-

schaftlichen Ergebnis der betreffenden Tätigkeiten haben. 

c) Die Preise, die diese Einrichtungen verlangen, müssen von den zuständi-

gen Behörden genehmigt sein oder die genehmigten Preise nicht überstei-

gen; bei Umsätzen, für die eine Preisgenehmigung nicht vorgesehen ist, 

müssen die verlangten Preise unter den Preisen liegen, die der Mehrwert-

steuer unterliegende gewerbliche Unternehmen für entsprechende Um-

sätze fordern. 

d) Die Befreiungen dürfen nicht zu einer Wettbewerbsverzerrung zum Nachteil 

von der Mehrwertsteuer unterliegenden gewerblichen Unternehmen führen. 

 

II. § 4 Nr. 21 und 22 UStG  

Im deutschen Umsatzsteuergesetz sind die Regelungen des Artikel 132 i) und m) MwSt-

SystRL in den Regelungen des § 4 Nr. 21 und Nr. 22 UStG umgesetzt worden.  

 

In § 4 Nr. 21 finden sich die Regelungen zur Umsatzsteuerbefreiung privater Schulen 

und anderer allgemeinbildender oder berufsbildender Einrichtungen, die Deutschland 

an die Anerkennung als Ersatzschule gemäß Art. 7 Abs. 4 GG oder die Bescheinigung 

einer zuständigen Landesbehörde geknüpft hat. Die Umsatzsteuerbefreiung der selbst-

ständigen Lehrer ist in § 4 Nr. 21b) UStG geregelt, deren Befreiung ebenfalls daran 

gekoppelt ist, dass sie den Unterricht an Einrichtungen im Sinne des Buchstaben a) 

erbringen. 
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Für die Volkshochschulen von besonderer Bedeutung ist hingegen § 4 Nr. 22a) UStG 

wonach:  

 

„Vorträge, Kurse und andere Veranstaltungen wissenschaftlicher oder be-

lehrender Art, die […], von Volkshochschulen oder von Einrichtungen die 

gemeinnützigen Zwecken oder dem Zweck eines Berufsverbandes dienen, 

durchgeführt werden, wenn die Einnahmen überwiegend zur Deckung der 

Kosten verwendet werden.“ 

 

Darüber hinaus sieht § 4 Nr. 22b) UStG eine weitere Befreiung für kulturelle und sport-

liche Veranstaltungen, die von den in § 4 Nr. 21a) UStG genannten Einrichtungen 

durchgeführt werden vor, soweit das Entgelt in Teilnehmergebühren besteht. 

 

Bevor auf die Einzelheiten in den nationalen Befreiungsvorschriften und insbesondere 

die entsprechende Auslegung der Befreiungsvorschriften durch die Finanzverwaltung 

und Rechtsprechung eingegangen wird, werden nachfolgend zunächst die maßgebli-

chen Entscheidungen des europäischen Gerichtshofs dargestellt, die für die Frage, ob 

die Umsetzung der europarechtlichen Vorgaben in den nationalen Vorschriften zutref-

fend erfolgt ist, maßgeblich sind.  

 

III. Auslegung durch den EuGH 

Der Europäische Gerichtshof hat sich in der Vergangenheit mehrfach mit der Frage der 

Auslegung der Regelungen des Art. 132 Abs. 1 Buchstabe i) MwStSystRL bzw. der 

entsprechenden Regelung des Art. 13 der 6. Richtlinie befasst.  

 

1. Urteile in der Rechtssache Haderer und Eulitz 

In seinem Urteil in der Rechtssache Haderer6 hat der EuGH festgestellt, dass der Begriff 

des Schul- und Hochschulunterrichts in der Richtlinie nicht definiert ist. Der EuGH be-

tont aber ausdrücklich, dass die Frage, ob ein bestimmter Umsatz der Mehrwertsteuer 

zu unterwerfen ist, nicht von der Auslegung der Begriffe Schule und Hochschule nach 

nationalem Recht abhängen kann. Der EuGH betont in der Entscheidung Haderer fer-

ner, dass der Begriff des Schul- und Hochschulunterrichts nicht auf Unterricht be-

schränkt ist, der zu einer Abschlussprüfung, zur Erlangung einer Qualifikation führt oder 

 
6 EuGH-Urteil vom 14. Juni 2007, Rs. Haderer, C-445/05. 
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eine Ausbildung im Hinblick auf die Ausübung einer Berufstätigkeit vermittelt, sondern 

andere Tätigkeiten einschließt, bei denen die Unterweisung in Schulen und Hochschu-

len erteilt wird, um die Kenntnisse und Fähigkeiten der Schüler oder Studenten zu ent-

wickeln, sofern diese Tätigkeiten nicht den Charakter bloßer Freizeitgestaltungen ha-

ben.  

 

Was der EuGH konkret mit der Einschränkung meint, dass diese Tätigkeiten nicht den 

Charakter bloßer Freizeitgestaltungen haben dürfen, wird vom EuGH nicht umschrie-

ben oder definiert.  

 

Auch in der Entscheidung „Eulitz“7 hat der EuGH eine genauere Definition des Begriffs 

Schul- und Hochschulunterricht vermieden. Der EuGH betont in dem Urteil jedoch, dass 

für Zwecke der Mehrwertsteuer nicht zwischen dem Unterricht, der Schülerinnen und 

Studierenden erteilt wird, die an einer erstmaligen Schul- und Hochschulausbildung teil-

nehmen und dem Unterricht zu unterscheiden ist, der Personen erteilt wird, die bereits 

über einen Schul- oder Hochschulabschluss verfügen und die aufgrund dieses Ab-

schlusses ihre Berufsausbildung betreiben. Das gleiche gilt für die Unterrichtseinheiten, 

die sich auf diesen Unterricht beziehen.  

 

2. Urteile in der Rechtssache A&G Fahrschulakademie, HA und Dubrovin & 
Tröger  

 

In drei neueren Entscheidungen aus den Jahren 2019 und 2021 hat der Europäische 

Gerichtshof erstmals eine Definition des Begriffs des Schul- und Hochschulunterrichts 

festgelegt. In der Entscheidung A&G Fahrschul Akademie GmbH8 hat der EuGH ent-

schieden, dass Fahrunterricht, der von einer Fahrschule auf den Erwerb der Fahrer-

laubnis für Kraftfahrzeuge der Klassen B und C1 erteilt wird, nicht von der Umsatzsteu-

erbefreiung des Artikels 132 Abs. 1 Buchstabe i und j der MwStSystRL umfasst ist.  

 

Der EuGH wiederholt in seiner Entscheidung zunächst die Feststellung, dass Schul- 

und Hochschulunterricht i.S.d. Artikels 132 nicht auf Unterricht beschränkt ist, der zu 

einer Abschlussprüfung führt oder eine Ausbildung im Hinblick auf die Ausübung einer 

Berufstätigkeit vermittelt. Der EuGH stellt ferner fest, dass der Begriff des Schul- und 

Hochschulunterrichts Tätigkeiten umfasst, die sich sowohl wegen ihrer spezifischen Art 

 
7 EuGH Urteil vom 28. Januar 2010, Rs. Eulitz, C-473/08. 

8 EuGH-Urteil v. 14.3.2019, C-449/17, Rs. A&G Fahrschul Akademie GmbH (kurz A&G).  
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als auch aufgrund des Rahmens, in dem sie ausgeübt werden, abheben. Hieraus folge, 

dass der Unionsgesetzgeber mit diesem Begriff auf einen bestimmten Typus von Un-

terrichtssystem abstellen will, der allen Mitgliedstaaten unabhängig von den jeweiligen 

Besonderheiten der nationalen Systeme gemeinsam sei.  

 

Hierdurch macht der EuGH erneut deutlich, dass er eine Definition des Schul- und 

Hochschulunterrichts, die auf den Besonderheiten der jeweiligen Schul- und Ausbil-

dungssysteme der Mitgliedstaaten beruht, ablehnt. Hieraus zieht der EuGH den 

Schluss, dass für Zwecke der Mehrwertsteuerregelung der Begriff des Schul- und Hoch-

schulunterrichts allgemein auf ein „integriertes System der Vermittlung von Kenntnissen 

und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges Spektrum von Stoffen sowie 

auf die Vertiefung und Entwicklung dieser Kenntnisse und Fähigkeiten durch die Schü-

ler und Studenten je nach ihrem Fortschritt und ihrer Spezialisierung auf der verschie-

denen dieses System bildenden Strukturen abstellt“.  

 

Aufgrund dieser Überlegungen kommt der EuGH zu dem Ergebnis, dass Fahrschulun-

terricht ein spezialisierter Unterricht bleibt, der für sich alleine nicht der für den Schul- 

und Hochschulunterricht kennzeichnenden Vermittlung und Vertiefung von Kenntnissen 

und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges Spektrum von Stoffen gleich-

kommt.  

 

Mit einer sehr ähnlichen Begründung kommt der EuGH auch im Beschluss vom 

7.10.20199 zu dem Ergebnis, dass Surf- und Segelunterricht, der von einer Surf- und 

Segelschule erbracht wird, auch dann nicht vom Begriff des Schul- und Hochschulun-

terrichts umfasst ist, wenn er auch für Schulen und Universitäten erbracht wird, bei de-

nen der Unterricht zum Teil zum Sportprogramm bzw. zur Ausbildung von Sportlehrern 

zählt. Zur Begründung führt der EuGH aus, dass der Surf- und Segelunterricht zwar die 

Vermittlung verschiedener praktischer und theoretischer Kenntnisse beinhaltet, aber 

gleichwohl ein spezialisierter und punktuell erteilter Unterricht bleibt, der für sich allein 

nicht der für den Schul- und Hochschulunterricht kennzeichnenden Vermittlung, Vertie-

fung und Entwicklung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und 

vielfältiges Spektrum von Stoffen gleichkommt.  

 

 
9 EuGH-Beschluss vom 7.10.2019, C-47/19, Rs. HA. 
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Mit gleicher Begründung hat der EuGH schließlich in dem Urteil in der Rechtssache 

Dubrovin & Tröger10 entschieden, dass auch Schwimmunterricht, der von einer privaten 

Schwimmschule in der Rechtsform einer GbR erbracht wird, als „Spezialunterricht“ nicht 

von der Umsatzsteuerbefreiung umfasst sei.  

 

Vor dem Hintergrund insbesondere der letzten drei zitierten Urteile des EuGHs stellt 

sich die Frage, welche Anforderungen der EuGH zum einen an die den Unterricht ertei-

lende Einrichtung und zweitens an den konkreten Unterricht stellt.  

 

Die Ausführung des EuGHs wird in der Literatur11 teilweise so verstanden, dass zukünf-

tig nur noch der eigentliche Kern des Unterrichts an allgemeinbildenden Schulen und 

Hochschulen, den die Unterrichtssysteme der verschiedenen Mitgliedstaaten unabhän-

gig von deren Typus gemein haben, von der unionsrechtlichen Befreiung umfasst sei. 

Diese Auslegung stützt sich insbesondere auch auf die Ausführungen des Generalan-

walts Szpunar in der Rechtssache A&G Fahrschul Akademie GmbH. In seinem Schlus-

santrag vom 3. Oktober 201812 führt er aus, dass es bei der Befreiung des Schul- und 

Hochschulunterrichts insbesondere darum geht, eine allgemeine, d.h. für alle zugängli-

che, umfassende, d.h. einen sehr breiten Wissensbereich abdeckende Bildung, die im 

Rahmen eines in jedem Mitgliedsstaat vorhandenen Schul- und Hochschulsystem 

durchgeführt wird, zu befreien. Dieses mehrstufige System, in manchen Staaten auch 

als nationale Bildung bezeichnet, vermittelt der Allgemeinheit einen breiten Bestand an 

Kenntnissen und Fertigkeiten, die es ermöglicht, sich in der modernen Gesellschaft auf 

privater und beruflicher Ebene erfolgreich zu betätigen. Dieses System der allgemeinen 

Bildung kennzeichnet sich u.a. durch eine starke und umfassende rechtliche Reglemen-

tierung, die die Struktur des Schulsystems regelt, die Funktionsweise der Schulen, die 

Ausbildungsprogramme, die Qualifikation der Lehrer und schließlich auch die Voraus-

setzungen für die Erlangung von Diplomen.13  

 

Nach Ansicht des Generalanwalts umfasst „der Begriff des Schul- und Hochschulunter-

richts gem. Art 132 Abs. 1 Buchst. I der Richtlinie 2006/112 daher keine Dienstleistung, 

die nicht in den Bereich des Bildungssystems der jeweiligen Mitgliedsstaaten fallen und 

 
10 EuGH-Urteil vom 21. Oktober 2021, C-373/19 Rs. Dubrovin & Tröger  

11 Zur Kritik an der Rechtsprechung des EuGH vgl. auch unten E. III; bspw. Lippross, DStR 2022, 292; 

Grambeck, MwStR 2021, 891 jeweils mit ausführlichen Nachweisen.  

12 Schlussantrag in der Sache C-447/17 Rs. A&G vom 3. Oktober 2018.  

13 Schlussantrag in der Sache C-447/17 Rs. A&G vom 3. Oktober 2018, Rn. 13 und 14. 
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von Unternehmen erbracht werden, die nicht Teil des Schulsystems dieser Mitglied-

staaten sind, […]“14.  

 

Diese Aussage des Generalanwalts legt den Schluss nahe, dass nach seiner Ansicht 

„Dienstleistungen“, die in den Bereich des Schulsystems fallen und von Anbietern er-

bracht werden, die Teil des jeweiligen Schulsystems sind, als Schul- und Hochschulun-

terricht zu qualifizieren sind. Hierzu sollten insbesondere auch Kurse zählen, deren In-

halt auch Teil der Lehrpläne des Schulsystems der jeweiligen Mitgliedstaaten sind.   

 

Der Generalanwalt tritt auch der verbreiteten Auslegung entgegen, dass aus den Aus-

führungen in der oben zitierten Rechtssache Haderer der Schluss gezogen werden 

könne, dass jede Tätigkeit von der Umsatzsteuerbefreiung umfasst sei, bei der Kennt-

nisse und Fertigkeiten vermittelt werden, sofern diese Tätigkeiten nicht den Charakter 

bloßer Freizeitgestaltung haben. Der Generalanwalt betont, dass Voraussetzung von 

Schul- und Hochschulunterricht ist, dass dieser an Schulen oder Hochschulen erbracht 

wird, was bei gewerblichen Einrichtungen regelmäßig nicht der Fall sei. 

 

In diesem Zusammenhang führt der Generalanwalt aber auch aus, dass der Gerichtshof 

in der Rechtssache Haderer die Anwendung der Steuerbefreiung auf Unterricht für zu-

lässig hielt, der in einer besonderen Art von Einrichtung erteilt wird, die in Deutschland 

als Volkshochschule bekannt ist. Im weiteren Verlauf seiner Ausführungen lässt er es 

ausdrücklich offen, ob die Tätigkeit der Volkshochschulen zum Schul- und Hochschul-

unterricht i.S.d. erörterten Vorschriften zählt.15   

 

IV. Rechtsprechung der Finanzgerichte und des BFH 

1. Schul- und Hochschulunterricht im Anschluss an EuGH-Urteil Haderer 

Auch der Bundesfinanzhof hat sich in einer Vielzahl von Urteilen mit Fragen der Um-

satzsteuerbefreiung von Schul- und Hochschulunterricht befasst.16 Hierbei hat der BFH 

in ständiger Rechtsprechung das unmittelbare Berufen auf die Mehrwertsteuersystem-

richtlinie anerkannt, sofern die Umsatzsteuerbefreiung anderenfalls an der Bescheini-

gung der zuständigen Landesbehörde gem. § 4 Nr. 21b) UStG gescheitert wäre. Hier-

durch hat sich der Bundesfinanzhof in allen Entscheidungen ausführlich mit der Frage 

 
14 Schlussantrag in der Sache C-447/17 Rs. A&G vom 3. Oktober 2018, Rn. 17. 

15 Vgl. hierzu ausführlich unten B. V. 2a) und E. II.  

16 Vgl. auch die Nachweise bei Ehrt, DStR 2008, 1469.  
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beschäftigt, ob die entsprechenden Kurse den Begriff des Schul- und Hochschulunter-

richts erfüllten.  

 

In seiner Entscheidung vom 24.01.200817 hat sich der BFH mit der Steuerfreiheit von 

Tanz- und Ballettunterricht befasst. Unter Berufung auf das EuGH-Urteil in der Rechts-

sache Haderer stellt der BFH fest, dass der Begriff des Schul- und Hochschulunterrichts 

„andere Tätigkeiten einschließt, bei denen die Unterweisung in Schulen und Hochschu-

len unterteilt wird, um die Kenntnisse und Fähigkeiten der Schüler oder Studenten zu 

entwickeln, sofern diese Tätigkeiten nicht den Charakter bloßer Freizeitgestaltung ha-

ben.“18 Hiervon ausgehend ist es für den BFH also mitentscheidend, ob vergleichbare 

Leistungen in Schulen erbracht werden oder ob die Leistungen der bloßen Freizeitge-

staltung dienen. Diese Leitlinie, dass der BFH als Schul- und Hochschulunterricht Kurse 

ansieht, deren Inhalt grundsätzlich auch zu den Lehrplänen entsprechender staatlicher 

Schulen oder Ergänzungsschulen zählt, findet sich auch in weiteren Entscheidungen 

des Bundesfinanzhofs.  

 

So hat er mit Urteil vom 10.01.200819 entschieden, dass die Kurse „Sofortmaßnahmen 

am Unfallort“ für Fahrschüler umsatzsteuerfrei sein können, da es die Kultusministerien 

von zwei Bundesministerien für erforderlich und wünschenswert hielten, den Inhalt der 

in Rede stehenden Kurse in den Schulunterricht zu integrieren. Auch in seinem Urteil 

vom 24.01.201920 geht der BFH offenbar ohne jegliche Prüfung davon aus, dass Tango-

Tanzkurse grundsätzlich dem Schul- und Hochschulunterricht zuzurechnen sind, da der 

BFH direkt in die Prüfung einsteigt, ob die Kurse vorliegend der bloßen Freizeitgestal-

tung dienen.  

 

2. Negativabgrenzung: „reine Freizeitgestaltung“  

 

Der Schwerpunkt der Prüfung liegt in der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs regel-

mäßig auf der Abgrenzung zur reinen Freizeitgestaltung und nicht auf der eigentlichen 

Prüfung, ob es sich um Schul- oder Hochschulunterricht handelt. Bei der Frage, ob eine 

reine Freizeitgestaltung vorliegt, betont der BFH zunächst, dass es auf die Ziele der 

 
17 BFH Urt. v. 24.01.2008 V R 3/05, BStBl. II 2012, 267. 

18 BFH Urt. v. 24.01.2008 V R 3/05, BStBl. II 2012, 267. 

19 BFH Urt. v. 10.01.2008, V R 52/06, DStRE 2008, 445. 

20 BFH Urt. v. 24.01.2019, V R 66/17. 
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Personen, die die Einrichtung besuchen, für die Steuerbefreiung nicht ankommt.21 Ent-

scheidend sei die Art der erbrachten Leistungen und ihre generelle Eignung als Schul- 

oder Hochschulunterricht.22 Deshalb ist es nach Ansicht des BFH auch ohne Belang, 

wie hoch der Anteil der Schüler ist, die den Unterricht tatsächlich im Hinblick auf eine 

Berufsausbildung oder eine Prüfungsvorbereitung besuchen. In seinem Urteil vom 

24.01.201923 bestätigt der BFH diese Ansicht und betont, dass es für die Steuerfreiheit 

genügt, wenn die vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten es einem Teilnehmer ermög-

lichen, diese durch Vertiefung und Fortentwicklung später beruflich zu nutzen. Dies 

reicht auch dann, wenn hiervon anschließend nur wenige Teilnehmer Gebrauch ma-

chen. Ist ein Kurs aber von seiner Zielsetzung auf eine reine Freizeitgestaltung ausge-

richtet, z.B. weil er sich allgemein an am Tanz interessierte Menschen richtet, reicht die 

bloße Möglichkeit, dass einzelne Teilnehmer die erlernten Fähigkeiten auch beruflich 

nutzen, für die Steuerbefreiung nicht aus. Eine Steuerfreiheit im Hinblick auf eine künf-

tige Berufsausbildung komme nur in Betracht, wenn für Kursteilnehmer tatsächlich eine 

realistische Möglichkeit besteht, die so erlangten Kenntnisse später für eine berufliche 

Tätigkeit zu nutzen. Eine rein theoretische Möglichkeit reiche hierfür nicht aus.  

 

Zur Frage der Auswirkung des Teilnehmerkreises auf die Frage, ob ein Kurs der bloßen 

Freizeitgestaltung dient, hat der BFH in seinem Urteil vom 24.01.200824 außerdem in 

den Hinweisen für das Finanzgericht ausgeführt, dass sich Anhaltspunkte für eine reine 

Freizeitgestaltung aus dem Teilnehmerkreis ergeben können. So seien Kurse, die von 

der Zielsetzung auf reine Freizeitgestaltung gerichtet seien, von der Steuerbefreiung 

ausgeschlossen, darunter fallen z.B. Kurse, die sich an Eltern von Schülern richten, um 

die Wartezeit während des Unterrichts der Kinder zu nutzen und Kurse für Senioren.  

 

3. Besonderes Gemeinwohlinteresse 

 

Ein Gemeinwohlinteresse rechtfertigt nach Ansicht des Bundesfinanzhofs eine Steuer-

befreiung nur aufgrund eines „besonderen und elementaren Gemeinwohlinteresses“. 

Dieses hat der BFH soweit ersichtlich bislang nur in Bezug auf den Schwimmunterricht 

 
21 BFH Urt. v. 24.01.2008, V R 3/05. 

22 BFH Urt. v. 24.01.2008, V R 3/05 unter Verweis auf BFH v. 18.12.2003, V R 62/02, BStBl. II 2004, 252. 

23 BFH Urt. v. 24.01.2019, V R 66/17.  

24 BFH Urt. v. 24.01.2008 V R 3/05.  
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bejaht.25 Wird für eine Bildungsleistung das besondere Gemeinwohlinteresse bejaht, so 

entfällt hierdurch nach Ansicht der Literatur die zusätzliche Abgrenzung zum Charakter 

als bloße Freizeitgestaltung.26 Leistungen, die als Bildungsleistung dem Gemeinwohlin-

teresse dienen, sind per Definition keine solchen, die den Charakter bloßer Freizeitge-

staltung ausweisen, mögen sie auch in und für die Freizeitgestaltung nutzbar gemacht 

werden. Ob an diesen Grundsätzen nach dem EuGH-Urteil in der Sache Dubrovin & 

Tröger festgehalten werden kann, erscheint fraglich. Im konkreten Fall sah sich der 

BFH27 jedenfalls aufgrund der Bindungswirkung der EuGH Entscheidung in dem Vor-

abentscheidungsverfahren gezwungen, die Steuerfreiheit des Schwimmunterrichts 

trotz des bestehenden überragenden Gemeinwohlinteresses zu verneinen.28  

 

4. Vorlageverfahren BFH vom 27.3.2019, V R 32/18 

 

Mit Beschluss vom 27.3.201929 hat der BFH dem EuGH ein weiteres Verfahren zur Vor-

abentscheidung vorgelegt. Hierbei geht es im Anschluss an das BFH Urteil vom 

5.6.201430 erneut um die Frage der Umsatzsteuerfreiheit von Schwimmunterricht.  

 

Der V. Senat des BFH ist weiterhin der Ansicht, dass Schwimmunterricht dem Begriff 

des Schul- und Hochschulunterrichts zuzurechnen ist, da es sich um die Erlernung einer 

elementaren Grundfähigkeit handelt, über die jeder Mensch insbesondere zur Bewälti-

gung von Notsituationen verfügen sollte. Der BFH vertritt somit auch in Kenntnis der 

Entscheidung in Sachen A&G die Ansicht, dass es für die Bejahung von Schul- und 

Hochschulunterricht ausreicht, wenn der Stoff einzelner Kurse aufeinander aufbaut. Ein 

generelles Erfordernis an die „Einrichtung“ ein breites Spektrum an Inhalten anzubieten, 

verneint der BFH somit.  

 

In der Entscheidung verneint der BFH auch grundsätzlich den Freizeitcharakter ent-

sprechender Bildungsmaßnahmen, wenn es sich um Stoff handelt, der zum Kernbe-

reich der Lehrpläne allgemeinbildender Schulen zählt. Im Hinblick auf die umfassend 

besprochene Entscheidung in der Rs. A&G sah sich der BFH jedoch zu einer erneuten 

 
25 BFH v. 5.6.2014, V R 19/13, vgl. zum Schwimmunterricht auch den Vorlagebeschluss des BFH v. 

27.3.2019, V R 32/18, hierzu näher unter 5.  

26 Nieskens, UR 2020, 607, 614. 

27 BFH Urt. v. 16.12.2021, V R 31/21. 

28 Die EuGH Entscheidung ablehnend auch Lippross, DStR 2022, 292. 

29 BFH Urt. v. 27.3.2019, V R 32/18, Az. des EuGH: C-373/19 Rs. Dubrovin & Tröger. 

30 BFH Urt. v. 5.6.2014, V R 19/13. 
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Vorlage an den EuGH genötigt. Da der EuGH im Urteil C-373/19 die Steuerfreiheit mit 

einer sehr knappen Begründung unter Verweis auf das Urteil in der RS. A&G Fahrschul-

akademie abgelehnt hat, hat auch der BFH in seinem Schlussurteil vom 16. Dezember 

2021 die Steuerfreiheit im Ergebnis verneint.  

 

5. Keine richtlinienkonforme Auslegung gegen den Wortlaut des Gesetzes 

In einem Urteil vom 28. Juni 2018 (5 K 250/16) hat das Finanzgericht Niedersachsen 

entschieden, dass Fahrsicherheitstrainings, die durch einen gemeinnützigen Verein er-

bracht werden, gemäß § 4 Nr. 22a umsatzsteuerfrei sind. Zwar seien die nationalen 

Regelungen grundsätzlich richtlinienkonform auszulegen, die Grenzen der richtlinien-

konformen Auslegung wären allerdings überschritten, wenn die einschränkende Ausle-

gung der nationalen Vorschriften keinen Anhalt mehr im Wortlaut der Rechtsnorm fin-

det.31 Da der Wortlaut des § 4 Nr. 22 a) UStG keinen Ansatzpunkt dafür bietet, die Steu-

erbefreiung auf erzieherische und berufsbezogene Veranstaltungen zu beschränken, 

könne dies auch nicht durch eine richtlinienkonforme Auslegung erfolgen. Insofern 

könne der Text des § 4 Nr. 22 a) UStG auch nicht durch den Wortlaut des Artikels 132 

Abs. 1 Buchstabe i der MwStSystRL ersetzt werden.  

 

Gegen diese Entscheidung war Revision beim BFH eingelegt worden, die mit dem Az. 

V R 26/18 anhängig war. Die Revision ist durch Beschluss des BFH vom 5.3.2020 bis 

zur Entscheidung des EuGHs in dem oben skizzierten Vorlageverfahren, C-373/19 

Dubrovin & Tröger, ausgesetzt worden.   

 

Die Tatsache, dass der BFH das Verfahren ausgesetzt hat, ist ein Indiz dafür, dass er 

die Ansicht des FG Niedersachsen nicht teilt und dem Kläger auf Grund des Anwen-

dungsvorrangs der nationalen Regelung32  unter Bezugnahme auf § 4 Nr. 22a) UStG 

Recht geben wird. Vielmehr scheint der BFH die Regelung des § 4 Nr. 22a) UStG für 

auslegungsfähig zu halten und daher die Frage der Umsatzsteuerbefreiung von der 

materiellen Entscheidung des EuGHs abhängig machen zu wollen. Der BFH verspricht 

sich insofern von der Entscheidung des EuGHs in dem Verfahren Dubrovin & Tröger 

offenbar weitere Ausführungen zu den in diesem Verfahren entscheidungserheblichen 

 
31 FG Niedersachsen a.a.O. unter Verweis auf BFH v. 9.8.2007 V R 27/04; v. 23.01.2013 XI R 25/11; v. 

3.12.2015; V R 43/13. 

32 Dieser wird für die Regelung des § 4 Nr. 21 a) bb) UStG für Einrichtungen, die über eine Bescheinigung 

der Landesbehörde verfügen, regelmäßig angenommen, vgl. Nieskens, UR 2020, 607 ff. 
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Fragestellungen, insbesondere ob ein besonderes Gemeinwohlinteresse die Steuerbe-

freiung rechtfertigen kann.  

 

V. Auswirkungen auf die bestehende nationalgesetzliche Regelung 

Bezugnehmend auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs wird in der Li-

teratur seit langem diskutiert, ob die bestehenden Regelungen der § 4 Nrn. 21 und 

22 UStG mit dem Europarecht vereinbar sind.33 Bei der Frage der Europarechtskonfor-

mität der bestehenden nationalen Regelungen ist zwischen der Regelung des § 4 Nr. 

21 und des § 4 Nr. 22 UStG zu differenzieren.  

 

1. § 4 Nr. 21  

Die Nationale Regelung des § 4 Nr. 21 UStG zeichnet sich, wie oben bereits dargestellt, 

dadurch aus, dass sie einerseits alle Leistungen von der Umsatzsteuer befreit, die dem 

Schul- und Bildungszweck dienen, dies aber andererseits davon abhängig macht, dass 

private Schulen und andere allgemein in den bildenden und berufsbildenden Einrich-

tungen als Ersatzschulen anerkannt sind oder über eine Bescheinigung der zuständi-

gen Landesbehörde verfügen.  

 

Es ist inzwischen unstrittig, dass das Erfordernis der Bescheinigung der zuständigen 

Landesbehörde mit den Vorgaben der MwStSystRL nicht in Einklang steht. Hinsichtlich 

des Erfordernisses der Bescheinigung einer zuständigen Landesbehörde hat die EU-

Kommission auch ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet.34 

Dementsprechend haben sich in der Vergangenheit entsprechende Anbieter mit Erfolg 

unmittelbar auf die MwStSystRL bezogen, um die Umsatzsteuerbefreiung ihrer Leistun-

gen zu erreichen.35 

 

Die Frage der Umsatzsteuerbefreiung von entsprechenden Angeboten hing somit de 

facto unmittelbar von der Auslegung des Begriffs Schul- und Hochschulunterricht durch 

den EuGH und diesem folgend dem BFH ab. Wie oben bereits gezeigt, ist die Recht-

sprechung hierbei unter Berufung insbesondere auf das EuGH-Urteil in der Sache Ha-

derer  von der Negativdefinition ausgegangen, dass die Veranstaltung keinen reinen 

Freizeitcharakter haben dürfen und ein gewisses Gemeinwohlinteresse am Gelernten 

 
33 Vgl. Müller Anmerkung zu A&G Fahrschul Akademie DStR 2019 S. 622; derselbe UR 2019, 836 ff.  

34 Vertragsverletzungsverfahren 2015/2011; vgl. BT.Drs. 19-17642, Antwort der Bundesregierung auf eine 

kleine Anfrage der Abgeordneten Brantner, Tressel Brugger u.a., S. 10. 

35 BFH v. 24.1.2008, V R 3/05; v. 18.8.2005, V R 32/03.  
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bestehen müsse. Dies führte zur Befreiung von: Schwimmkursen, Fitnesskursen, Bal-

lettunterricht, Tanzunterricht, Musikunterricht, Sprachkursen, Erste-Hilfe-Kursen, Muse-

umsführungen, unabhängig davon, von welchen Einrichtungen diese Kurse angeboten 

worden sind. 

 

Vor dem Hintergrund der oben dargestellten Verschärfung der EuGH-Rechtsprechung 

in den Rechtssachen A&G, HA (Segelunterricht) und Dubrovin & Tröger dürfen diese 

Leistungen zukünftig nicht mehr von der Umsatzsteuerbefreiung umfasst sein, sofern 

sie nicht von Einrichtungen erbracht werden, die einem Schulsystem zuzuordnen sind 

und somit neben dem Spezialunterricht auch die für den Schul- und Hochschulunterricht 

kennzeichnende Vermittlung, Vertiefung und Entwicklung von Kenntnis und Fähigkeiten 

in Bezug auf ein breites und vielfältiges Spektrum von Stoffen darstellen.  

 

2. § 4 Nr. 22 

Die Regelung des § 4 Nr. 22 Buchstabe a) UStG befreit Vorträge, Kurse und andere 

Veranstaltungen wissenschaftlicher und belehrender Art, die von bestimmten Einrich-

tungen, u.a. Volkshochschulen oder anderen gemeinnützigen Einrichtungen erbracht 

werden. Die Frage, ob die bestehende Regelung mit dem Unionsrecht vereinbar ist, 

hängt nach Ansicht des BFH auch hinsichtlich des § 4 Nr. 22 Buchstabe a) UStG maß-

geblich davon ab, ob die dort beschriebenen Tätigkeiten unter die Definition des Schul- 

und Hochschulunterrichts nach Art. 132 der Mehrwertsteuerrichtlinie gefasst werden 

können. Der BFH geht insofern von der europarechtskonformen Auslegungsfähigkeit 

und -bedürftigkeit der nationalen Regelungen aus. Eine formale Argumentation, wie sie 

zuletzt vom FG Niedersachen vertreten wurde,36 die den Wortlaut der nationalen Rege-

lung als absolute Grenze der Auslegungsfähigkeit ansieht, lehnt der BFH offenbar ab.  

 

Vor diesem Hintergrund wird zunächst entscheidend sein, ob die dort genannten Ein-

richtungen, insbesondere die Volkshochschulen, als Teil des Bildungssystems anzuer-

kennen sind und zweitens, ob die angebotenen Kurse in ein integriertes System der 

Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges 

Spektrum von Stoffen eingebettet sind und nicht als singulärer Spezialunterricht zu qua-

lifizieren sind. Ferner ist zu prüfen, ob die Negativabgrenzung der „reinen Freizeitge-

staltung“ auch bei Anwendung der neuen Definition des EuGHs weiterhin eine Daseins-

berechtigung hat.  

 

 
36 Vgl. oben unter IV. 6.  
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a) Die Erwachsenenbildung als Teil des allgemeinen Schulsystems 

Zwar betont der EuGH in seinen Urteilen regelmäßig, dass die Begriffe der Mehrwert-

steuerrichtlinie grundsätzlich nicht auf Basis der nationalen Vorschriften auszulegen 

sind, sondern eigenständige europarechtliche Begriffe darstellen. Andererseits ist aber 

zu berücksichtigen, dass ohne einen Rückgriff auf die nationalen Begriffe das Schul-

system nicht definiert werden kann. Dies hat auch der Generalanwalt in den Beschlus-

santrägen in der Rechtssache A&G anerkannt.37 Im deutschen Föderalismus zählt die 

Bildungspolitik zu den Kernaufgaben der Länder. Dementsprechend finden sich auch 

die nationalen Regelungen zur Erwachsenenbildung in den einzelnen Landesgesetzen. 

Das lebenslange Lernen und die Erwachsenenbildung wird in vielen Landesverfassun-

gen als Staatsziel mit Verfassungsrang angesehen.38 Die Erwachsenenbildung wird in 

den Erwachsenenbildungsgesetzen der Länder definiert und regelmäßig als Pflichtauf-

gabe der Kommunen festgelegt. Beispielhaft sei hier § 1 des niedersächsischen Er-

wachsenenbildungsgesetztes zitiert:  

 

(1) Die Erwachsenenbildung ist ein eigenständiger, gleichberechtigter Teil 

des Bildungswesens. 2Sie umfasst die allgemeine, politische, kulturelle und 

berufliche Bildung. 3Ihre Aufgabe ist die Bildungsberatung sowie die Pla-

nung und Durchführung von Maßnahmen, die der Stärkung der Persönlich-

keit, der Gestaltung des Übergangs von der allgemeinen zur beruflichen Bil-

dung und der Fortsetzung oder Wiederaufnahme organisierten Lernens die-

nen. 

 

(2) 1Den Inhalt der Erwachsenenbildung bestimmen die Bildungsbedürf-

nisse der Erwachsenen. 2Die Erwachsenenbildung soll allen Menschen, un-

abhängig von ihrem Geschlecht und Alter, ihrer Bildung, sozialen oder be-

ruflichen Stellung, ihrer politischen oder weltanschaulichen Orientierung 

und ihrer Nationalität, die Chance bieten, sich die für die freie Entfaltung der 

Persönlichkeit und die Mitgestaltung der Gesellschaft erforderlichen Kennt-

nisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten anzueignen. 

 

 
37 EuGH-Urteil v. 14.3.2019, C-449/17, Rs. A&G, Rn. 38. 

38 Art. 17 Verfassung für das Land NRW; Art. 139 Verfassung des Freistaates Bayern; Art. 29 Verfassung 

des Freistaates Thüringen;  
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Zur Umsetzung dieser Aufgabe ist regelmäßig die Einrichtung von Volkshochschulen 

auf kommunaler Ebene vorgesehen.39  

 

Vor diesem Hintergrund kann unseres Erachtens davon ausgegangen werden, dass 

auch nach der Definition des Europäischen Gerichtshofs das System der Volkshoch-

schulen in Deutschland dem Schulsystem im Sinne der Definition des EuGHs zuge-

rechnet werden kann und eine umfassende Befreiung des Kursangebots der Volks-

hochschulen grundsätzlich europarechtskonform ist.   

 

b) Kein Spezialunterricht 

Der Unterricht darf sich darüber hinaus nicht als „Spezialunterricht“ darstellen. Entschei-

dend ist hierbei aber weniger der Inhalt des konkreten Kurses als vielmehr, dass das 

Gesamtangebot der Einrichtung ein breites Spektrum an Wissensvermittlung umfasst. 

Hierbei darf sicherlich nicht gefordert werden, dass der einzelne Schüler dieses breite 

Spektrum auch allumfassend Anspruch nimmt. Auch in der Literatur wird davon ausge-

gangen, dass die Forderung des EuGHs sich nicht auf den materiellen Inhalt eines Kur-

ses bezieht, sondern auf den äußeren Rahmen, d.h. die Stellung des jeweiligen Unter-

richts in einem übergeordneten System.40  

 

Das System der Volkshochschulen in Deutschland basiert auf dem Gedanken einer 

umfassenden Erwachsenenbildung. So definiert z.B. § 1 Abs. 2 des Baden-Württem-

bergischen Weiterbildungsförderungsgesetz: „Die Weiterbildung hat die Aufgabe, dem 

einzelnen zu helfen, im außerschulischen Bereich seine Fähigkeiten und Kenntnisse zu 

vertiefen, zu erweitern oder zu erneuern. Sie umfasst auf der Grundlage des Grundge-

setzes und der Landesverfassung die allgemeine Bildung, die berufliche Weiterbildung 

und die politische Bildung. Die Weiterbildung soll den einzelnen zu einem verantwortli-

chen Handeln im persönlichen, beruflichen und öffentlichen Bereich befähigen und da-

mit der freien Gesellschaft im demokratischen und sozialen Rechtsstaat dienen“. Und 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Weiterbildungsförderungsgesetz41 nennt es ausdrücklich als Aus-

schusskriterium für eine Förderung, wenn eine Einrichtung nur auf Spezialgebieten Auf-

gaben der Weiterbildung wahrnimmt.  

 

 
39 Vgl. statt aller: § 4 Thüringer ErwBildG; § 10 WbG NRW; § 2 NEBG.  

40 Müller UR 2019, 836 ff. 

41 Gesetz zur Förderung der Weiterbildung und des Bibliothekswesens (Weiterbildungsförderungsgesetz) 

Baden-Württemberg in der Fassung vom 20. März 1980, zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. Juli 2004. 
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Es ist somit festzuhalten, dass Volkshochschulen aufgrund ihrer gesetzlichen Aufgabe 

keinen Spezialunterricht anbieten, sondern die Kurse in ein integriertes System der Ver-

mittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und vielfältiges 

Spektrum von Stoffen eingebettet sind und nicht als singulärer Spezialunterricht zu qua-

lifizieren sind. 

 

c) Reine Freizeitgestaltung 

Auch wenn der EuGH in seinen letzten Urteilen nicht mehr ausdrücklich betont hat, dass 

es für die Zuordnung der unterschiedlichen Kurse in dem anerkannten Unterrichtssys-

tem weiterhin auf die Negativabgrenzung zur „reinen Freizeitgestaltung“ ankommt, ist 

aus dem Kontext der Rechtsprechung davon auszugehen, dass dieses Kriterium auch 

weiterhin eine Relevanz haben wird.  

 

Die Freizeitgestaltung ist vom EuGH nicht definiert worden, so dass die bisherige An-

wendung ausschließlich auf der Rechtsprechung des BFH basiert.42 Nach der bisheri-

gen Rechtsprechung des BFH sind Kurse, die von ihrer Zielsetzung auf eine reine Frei-

zeitgestaltung gerichtet sind, von der Steuerbefreiung ausgeschlossen. Hierzu sollen 

nach Auffassung des BFH zum Beispiel Kurse fallen, die sich an Eltern von Schülern 

richten, um die Wartezeit während des Unterrichts zu nutzen, Kurse für Senioren oder 

allgemein am Tanz interessierte Menschen43. Hingegen sollen Kurse, die es einem Teil-

nehmer ermöglichen, die vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten durch Vertiefung und 

Fortentwicklung beruflich zu nutzen, auch dann unter die Steuerbefreiung fallen, wenn 

von dieser Möglichkeit nur wenige Teilnehmer Gebrauch machen. Andererseits hat der 

BFH auch betont, dass ein Kurs nicht dadurch den Charakter einer reinen Freizeitge-

staltung verliert, weil einzelne Teilnehmer die dort erlangten Fähigkeiten auch für ihre 

berufliche Tätigkeit nutzen können.44  

 

Die Hauptproblematik bei dem Kriterium der reinen Freizeitgestaltung ist darin zu se-

hen, dass hiermit – jedenfalls in der derzeitigen Auslegung durch die Rechtsprechung 

- ausschließlich eine Abgrenzung zur beruflichen Aus- und Fortbildung möglich ist.  

 

Darüber hinaus führt die bisherige Auslegung auch anhand des Teilnehmerkreises zu 

einer auch verfassungsrechtlich höchst problematischen Diskriminierung insbesondere 

 
42 Vgl. Nieskens, UR 2020, 607, 612, der das Kriterium ebenfalls für untauglich hält.  

43 BFH Urt. vom 24.01.2008, V R 3/05.  

44 Vgl. BFH v. 18.12.2003, V R 62/02. 
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aufgrund des Alters (Senioren und Kinder) aber auch anderer nicht im Erwerbsleben 

stehender Gruppen.  

 

Die Abgrenzung zwischen Freizeitgestaltung und Bildung ist problematisch und birgt 

die Gefahr einer rein künstlichen und unpraktikablen Differenzierung. Die mangelnde 

Praxistauglichkeit des Begriffs der reinen Freizeitgestaltung liegt darin begründet, dass 

Bildungs- und Freizeitveranstaltungen keinen Gegensatz darstellen und (ebenso wie 

die allgemeine und die berufliche Bildung) nicht im Widerspruch zueinanderstehen. Für 

die Zuordnung zu der einen oder anderen Kategorie stehen keine objektiven, wesens-

mäßigen Kriterien zu Verfügung. Um es an einem Beispiel zu verdeutlichen: Die Beglei-

tung von Patenschaftsprogrammen für geflüchtete Menschen könnte als Freizeitgestal-

tung betrachtet werden. Die Befähigung zu diesem zivilgesellschaftlichen Engagement 

ist aber auch als (umsatzsteuerfreie) Bildung denkbar, die zwar möglicherweise nicht 

primär auf berufliche Verwertbarkeit des Gelernten abzielt, aber der allgemeinen Per-

sönlichkeitsentwicklung, dem Wertediskurs und der Vermittlung von Orientierungswis-

sen dient. Ferner fördert dies Engagement das Ehrenamt sowie die Integration und 

stärkt das Gemeinwesen. Darüber hinaus werden auch beruflich relevante Kompeten-

zen gestärkt, wie beispielsweise interkulturelle Dialogfähigkeit. Abgesehen von dem 

Gemeinwohlinteresse an dem Erlenen dieser Fähigkeiten finden sich diese in entspre-

chender Form auch in den Lehrplänen der allgemeinbildenden Schulen.  

 

Nach der bisherigen Auslegung durch die Rechtsprechung stehen aber Kursthemen, 

die keinen unmittelbaren Bezug zur Berufstätigkeit haben, im „Generalverdacht“ der 

reinen Freizeitgestaltung. Allgemeinbildung wird erst dann zu einer Bildungsleistung, 

wenn sie ausdrücklich auf berufliche Verwertbarkeit abzielt.  

 

Eine derartige Verengung des Begriffs des Schul- und Hochschulunterrichts auf beruf-

liche Fortbildung ist nicht nur nicht europarechtlich geboten, sondern widerspricht viel-

mehr ausdrücklich den Vorgaben des EuGHs.45   

 

Dass Deutschland seinen hohen Innovationsanspruch mit einer solchen Verkehrsauf-

fassung von Bildung in Einklang zu bringen vermag, erscheint problematisch. Würde 

man diese Abgrenzung konsequent durchführen, würde der Bereich der von der Um-

satzsteuer befreiten Kurse auf die berufliche Aus- und Fortbildung beschränkt. Dies ist 

unstrittig nicht der Fall.  

 
45 EuGH-Urteil vom 14. Juni 2007, Rs. Haderer, C-445/05, Rn. 26. 
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Insofern ist bemerkenswert, dass der EuGH die Abgrenzung zur reinen Freizeitgestal-

tung zwar in seinen Urteilen erwähnt hat, soweit ersichtlich dieses Kriterium aber noch 

in keiner einzigen Entscheidung entscheidungserheblich war. Die Fokussierung der 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs auf die Frage der reinen Freizeitgestaltung er-

scheint jedenfalls am Kern der Rechtsprechung des EuGHs vorbeizugehen. 

 

Bei einer ordnungsgemäßen Auslegung des Begriffs des Schul- und Hochschulunter-

richt im Sinne der neueren EuGH Rechtsprechung erscheint das Kriterium der reinen 

Freizeitgestaltung im Ergebnis als überflüssig, da Kurse, die der reinen Freizeitgestal-

tung zuzuordnen sind, schon gar nicht der Grunddefinition des Schul- und Hochschul-

unterricht unterfallen.46  

 

C. Zwischenergebnis 

Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass die bisherigen nationalen Vorschrif-

ten zur Steuerbefreiung von Bildungsangeboten nicht in allen Punkten einer kritischen 

Überprüfung auf Grundlage der europarechtlichen Vorgaben gerecht werden.  

 

Offensichtlich europarechtswidrig sind die Regelungen jedoch nur insoweit, als für die 

Steuerbefreiung der privaten Einrichtungen die Bescheinigung der zuständigen Lan-

desbehörde verlangt wird.  

 

Im Übrigen greifen die Regelungen jedenfalls in der bewährten Auslegung durch Fi-

nanzverwaltung und Rechtsprechung auf den Begriff des Schul- und Hochschulunter-

richts zurück, sodass sie der Entwicklung der Rechtsprechung des EuGHs unterliegen. 

Insofern ist davon auszugehen, dass die bisher in einzelnen Teilen sehr weite Definition 

des Schul- und Hochschulunterrichts, die sich ausschließlich an der Negativabgrenzung 

der reinen Freizeitgestaltung orientiert hat, von dem EuGH nicht mehr akzeptiert wird.  

 

Vor diesem Hintergrund ist es insbesondere zur Wahrung der erforderlichen Rechtssi-

cherheit sinnvoll, eine Neuregelung der umsatzsteuerrechtlichen Befreiungsvorschrif-

ten für Bildungsleistungen vorzunehmen. Bevor auf die Möglichkeiten und die bei einer 

Neuregelung zu beachtenden europarechtlichen Vorgaben näher eingegangen wird, 

 
46 Ähnlich Nieskens, UR 2020, 607 ff.  
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wird zunächst der Gesetzentwurf aus dem Jahr 201947 im Hinblick auf seine Notwen-

digkeit und Tauglichkeit, die europarechtlichen Vorgaben praxistauglich ins nationale 

Recht umzusetzen, erörtert. 

 

D. Gesetzentwurf 2019  

I. Wortlaut des Gesetzentwurfes 

Unter Berufung auf die angebliche Europarechtswidrigkeit der bestehenden Regelun-

gen hat das Bundesfinanzministerium im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 

Jahressteuergesetz 2019 einen Entwurf zur Neuregelung der §§ 4 Nr. 21 und 22 vor-

gelegt. Hierin sollten die bisherigen Regelungen des § 4 Nr. 21 und 22 in Buchstabe a) 

in einer einheitlichen Regelung zusammengefasst werden, die wie folgt lauten sollte: 

 

Schul- und Hochschulunterricht, Ausbildung und Fortbildung sowie berufliche Umschulung 

und damit eng verbundene Lieferungen und sonstige Leistungen, die durch Einrichtungen 

des öffentlichen Rechts, die mit solchen Aufgaben betraut sind, erbracht werden. Leistungen 

nach Satz 1 sind auch steuerfrei, wenn sie von anderen Einrichtungen erbracht werden, de-

ren Zielsetzung mit der einer Bildungseinrichtung des öffentlichen Rechts vergleichbar ist. 

Einrichtungen im Sinne des Satzes 2 sind Einrichtungen, die in ihrer Gesamtheit darauf aus-

gerichtet sind, Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln, die geeignet sind, einen Schul- und 

Hochschulabschluss oder einen Berufsabschluss zu erwerben oder berufliche Kenntnisse 

durch Fortbildung zu erhalten oder zu erweitern. Schul- und Hochschulunterricht umfasst die 

Vermittlung und Vertiefung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und 

vielfältiges Spektrum von Stoffen je nach Fortschritt und Spezialisierung der Schüler und 

Studierenden. Ausbildung, Fortbildung oder berufliche Umschulung umfassen Schulungs-

maßnahmen mit direktem Bezug zu einem Gewerbe oder einem Beruf sowie jegliche Schu-

lungsmaßnahme, die dem Erwerb oder der Erhaltung beruflicher Kenntnisse dient. Die 

Dauer des Unterrichts oder der Schulungsmaßnahme ist unerheblich. Fortbildung ist nur 

dann befreit, wenn sie von Einrichtungen erbracht wird, die keine systematische Gewinner-

zielung anstreben; etwaige Gewinne, die trotzdem anfallen, dürfen nicht verteilt, sondern 

müssen zur Erhaltung oder Verbesserung der erbrachten Leistungen verwendet werden, 

 

b) Unterrichtseinheiten, die von einem Privatlehrer persönlich erteilt werden. Die Sätze 4 bis 

6 des Buchstaben a gelten entsprechend. 

 

Nicht befreit sind Leistungen, die nach ihrer Zielsetzung, der reinen Freizeitgestaltung die-

nen. Für die in den Nummern 15b und 15c bezeichneten Leistungen kommt die Steuerbe-

freiung nur unter den dort genannten Voraussetzungen in Betracht". 

 

 
47 Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher 

Vorschriften  
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Ziel des Gesetzgebers war die Umsetzung der Vorgaben von Art. 132 Abs. 1 Buch-

stabe i) der Mehrwertsteuersystemrichtlinie sowie der Anpassung der Regelungen an 

die Rechtsprechung des EuGHs.  

 

II. Kritik48  

1. Begünstigte Einrichtungen 

Hierzu sollten zunächst in den Sätzen 1 bis 3 die begünstigten Einrichtungen definiert 

werden und dann in den Sätzen 4 bis 7 der befreite Unterricht definiert werden. Proble-

matisch und in keiner Weise europarechtlich gefordert war an dem Gesetzentwurf ins-

besondere die in den Sätzen 1 und 3 enthaltene Differenzierung zwischen Einrichtun-

gen des öffentlichen Rechts und sonstigen Einrichtungen. Wenn es für öffentliche Ein-

richtungen genügen sollte, dass sie mit Schul- und Hochschulunterricht, Ausbildung und 

Fortbildung sowie beruflicher Umschulung und damit eng verbundenen Leistungen be-

traut waren, mussten privatrechtliche Einrichtungen in ihrer Gesamtheit darauf ausge-

richtet sein, Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln, die geeignet sind, einen Schul- 

und Hochschulabschluss oder einen Berufsabschluss zu erwerben oder berufliche 

Kenntnisse durch Fortbildungen zu erhalten oder zu erweitern. Auch wenn sich der Ge-

setzgeber in den Erläuterungen zum damaligen Gesetzentwurf ausdrücklich auf die 

EuGH-Rechtsprechung beruft, da es der EuGH untersage, allgemein sämtliche Bil-

dungsleistungen zu befreien, ohne die Zielsetzung nicht öffentlicher Einrichtungen zu 

berücksichtigen, widerspricht die Anknüpfung an die Vorbereitung auf einen Schul-, 

Hochschul- oder Berufsabschluss gerade doch der ständigen Rechtsprechung des 

EuGHs. Dieser betont,49 dass es gerade kein Merkmal des Unterrichts sei, dass er auf 

eine Abschlussprüfung vorbereite. Vor diesem Hintergrund kann es auch nicht der 

EuGH-Rechtsprechung entsprechen, diese Anforderung für privatrechtlich organisierte 

Einrichtungen, die den Unterricht erteilen, generell vorzuschreiben. 

 

 
48 Vgl. im Einzelnen hierzu auch die Stellungnahmen der Verbände im Gesetzgebungsverfahren, abrufbar 

unter:  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abtei-

lungen/Abteilung_IV/19_Legislaturperiode/Gesetze_Verordnungen/2019-12-17-G-E-Mobilitaet/0-Ge-

setz.html 

49 Vgl. EuGH C-449/17 A&G, Rn. 22. 
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2. Schul- und Hochschulunterricht  

Die Definition des Schul- und Hochschulunterrichts in S. 4 des Entwurfs war weitgehend 

der oben zitierten EuGH-Rechtsprechung entnommen. Die vorgenommenen Kürzun-

gen im Vergleich zum Wortlaut der EuGH Rechtsprechung werfen jedoch neue Ausle-

gungsfragen auf. Insgesamt ist insofern festzustellen, dass die Übernahme der Defini-

tion des EuGHs zwar ein rechtssicherer Weg zur Vermeidung einer etwaigen Euro-

parechtswidrigkeit der Regelung darstellt. In der Praxis hätte der Gesetzeswortlaut je-

doch zu einer Vielzahl neuer Auslegungsfragen geführt, da die Definition des EuGHs 

von unbestimmten Rechtsbegriffen geprägt ist, die ihrerseits der Auslegung bedürfen. 

Insofern sei bereits an dieser Stelle angemerkt, dass von einer zukünftigen Neurege-

lung der Befreiungsvorschriften zu fordern ist, dass sie eine auch in der Praxis taugliche 

Definition der befreiten Leistungen enthalten sollte. Die Definition des Schul- und Hoch-

schulunterrichts in Satz 4 ist weitgehend der EuGH-Rechtsprechung entnommen, wo-

bei es aufgrund der vorgenommenen Kürzungen durchaus fraglich erscheint, ob es sich 

um eine ordnungsgemäße Umsetzung der Rechtsprechung des EuGHs handelt.  

 

3. Negativabgrenzung „reine Freizeitgestaltung“  

In § 4 Nr. 21 Satz 2 wurde in dem damaligen Gesetzentwurf umfassend für alle Leis-

tungen festgesetzt, dass Leistungen, die der reinen Freizeitgestaltung dienen, nicht be-

freit sind. Auch hier fehlt im Gesetz jegliche Definition, wann eine Leistung ihrer Zielset-

zung nach der reinen Freizeitgestaltung dient. Ausweislich der Gesetzesbegründung 

soll zur Abgrenzung der reinen Freizeitgestaltung folgendes gelten: 

 

Maßgebend für die Beurteilung, ob eine Leistung vorliegt, die der reinen Freizeitgestaltung 

dient, ist die allgemeine Verkehrsauffassung. Eine reine Freizeitgestaltung kann vorliegen, 

wenn die vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten nicht durch Vertiefung und Fortentwick-

lung zur Ausübung einer beruflichen Tätigkeit genutzt werden können. Anhaltspunkte für das 

Vorliegen einer reinen Freizeitgestaltung können sich aus dem Teilnehmerkreis oder der 

thematischen Zielsetzung eines Kurses ergeben (vgl. BFH-Urteil vom 24. Januar 2008, V R 

3/05). Auf reine Freizeitgestaltung können Kurse gerichtet sein, die Erwerb und Ausbau re-

gelmäßig im Privatleben angewandter Kenntnisse und Fähigkeiten betreffen. Ist z. B. nach 

der Zielgruppe, an die sich das Leistungsangebot richtet oder dem Teilnehmerkreis davon 

auszugehen, dass eine Leistung der reinen Freizeitgestaltung dient, vermögen auch ein-

zelne beruflich ambitionierte Teilnehmer der Veranstaltung kein anderes Gepräge zu geben. 

Die bloße Möglichkeit, während einer Freizeitveranstaltung erlernte Fähigkeiten oder Kennt-

nisse auch beruflich nutzen zu können, nimmt einer solchen Veranstaltung nicht ihren Frei-

zeitcharakter. Dies kann u. a. Ski-, Segel- oder Jagdschulen betreffen. Keine reine Freizeit-

gestaltung, sondern eine Bildungsleistung liegt nach allgemeiner Verkehrsauffassung vor, 
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wenn die Kurse es dem Teilnehmer ermöglichen, die vermittelten Kenntnisse und Fähigkei-

ten durch Vertiefung und Fortentwicklung zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit zu nut-

zen. Dies gilt auch dann, wenn von dieser Möglichkeit tatsächlich nur wenige Teilnehmer 

Gebrauch machen. Ob die erbrachten Unterrichtsleistungen den Charakter einer bloßen 

Freizeitgestaltung haben, kann im Übrigen nur im Einzelfall entschieden werden. 

 

Sofern sich Leistungen an Babys oder Kleinkinder richten, wie z. B. Kurse zum Baby- 

Schwimmen oder in frühkindlicher Spracherziehung, ist zu beachten, dass in solchen Fällen 

ein Teil der Zeit dem freien oder angeleiteten Spiel vorbehalten ist, dass die Eltern meistens 

an den Kursen teilnehmen und dass Kinder dieses Alters im Allgemeinen auch nicht im en-

geren Sinne unterrichtet werden, sondern fortlaufend durch alltägliche Erfahrungen und Er-

lebnisse lernen. Im Rahmen solcher Kurse werden daher bei der gebotenen engen Ausle-

gung regelmäßig keine Unterrichtsleistungen im Sinne des § 4 Nummer 21 Satz 1 UStG 

erbracht bzw. dienen diese Kurse regelmäßig der Freizeitgestaltung. Es kann insoweit aber 

unter den näheren Voraussetzungen jener Norm eine Steuerbefreiung nach § 4 Nummer 23 

UStG in Betracht kommen. 

 

Die hier vorgenommene Definition der Veranstaltungen mit reinem Freizeitcharakter ist 

deshalb problematisch, da sie zu einem ganz überwiegenden Teil auf den Teilnehmer-

kreis abstellt. Dies ist insbesondere im Hinblick auf das Diskriminierungsverbot höchst 

problematisch und kann auch nicht durch die vom EuGH geforderte enge Auslegung 

der Befreiungstatbestände gerechtfertigt werden. Eine Umsatzsteuerbefreiung, die 

maßgeblich auf das Alter der Teilnehmer abstellt und sowohl Babys und Kleinkinder als 

auch Senioren von der Umsatzsteuerbefreiung ausnimmt, erscheint aus verfassungs-

rechtlicher Sicht höchst problematisch. 

 

E. Möglichkeiten und Grenzen einer gesetzlichen Neuregelung: 

Die bisherige Analyse zeigt, dass bei einer europarechtskonformen Umsetzung der Vor-

gaben der Mehrwertsteuersystemrichtlinie folgende Punkte zu beachten sind: 

 

Die Befreiung muss grundsätzlich auf Schul- und Hochschulunterricht einerseits und 

Aus- und Fortbildung sowie berufliche Umschulung andererseits beschränkt werden. 

Hierbei sind die Vorgaben der neueren EuGH Rechtsprechung in den Rechtssachen 

A&G, AH und Dubrovin & Tröger50 zur Definition des Schul- und Hochschulunterrichts 

zu berücksichtigen.  

 

 
50 EuGH-Urteil v. 14.3.2019, C-449/17, Rs. A&G Fahrschul Akademie GmbH; EuGH-Urteil vom 7.10.2019, 

C-47/19, Rs. HA; EuGH-Urteil v. 21.10.2021, C-373/19, Rs. Dubrovin & Tröger. 
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Eine wörtliche Übernahme der Definition des EuGHs ins Gesetz, wie sie in dem Entwurf 

aus 2019 vorgesehen war, ist jedoch nicht sinnvoll. Dies ergibt sich zum einen aus der 

Tatsache, dass die Definition für sich genommen unbestimmte Rechtsbegriffe enthält, 

die ihrerseits einer Definition bedürfen. Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass die 

Rechtsprechung des EuGHs insofern auch einer Entwicklung unterliegt und vermieden 

werden muss, dass jede neue Entscheidung des EuGHs eine Gesetzesänderung erfor-

dert. 

 

Der EuGH stellt in seiner Rechtsprechung darauf ab, dass der Unionsgesetzgeber bei 

dem Begriff des Schul- und Hochschulunterricht auf einen bestimmten Typus von Un-

terrichtssystem abstellen wollte, der allen Mitgliedstaaten unabhängig von den jeweili-

gen Besonderheiten der nationalen Systeme gemeinsam ist. Insofern ist zwischen der 

den Unterricht erteilenden Einrichtung und dem Unterricht selbst zu differenzieren.  

 

I. Definition der Einrichtungen 

Die Forderung nach einem Typus von Unterrichtssystem kann so verstanden werden, 

dass nur diejenigen Einrichtungen von der Umsatzsteuerbefreiung umfasst sein kön-

nen, die zu dem anerkannten Schulsystem zählen. Hierbei betont der EuGH, dass es 

auf die Besonderheiten der Schulsysteme der einzelnen Länder nicht maßgeblich an-

kommen könne. Das gemeinsame Bildungssystem sieht er vielmehr dadurch charakte-

risiert, dass es eine allgemeine, d.h., für alle zugängliche, in mehreren Stufen auch 

verpflichtende, umfassende, d.h. einen sehr breiten Wissensbereich abdeckende Bil-

dung umfasst, die im Rahmen eines jeden Mitgliedstaats von dem Schul- und Hoch-

schulsystem durchgeführt wird. 

 

Vor diesem Hintergrund sollte eine gesetzliche Neuregelung der Umsatzsteuerbefrei-

ung von Bildungsleistungen an die Definition des EuGHs anknüpfen und definieren, 

welche Einrichtungen in Deutschland zu dem vom EuGH beschriebenen Typus von Un-

terrichtssystemen zu zählen sind. Das deutsche Bildungssystem zeichnet sich durch 

ein breites Spektrum schulischer und hochschulischer Leistungsangebote aus.51 Diese 

werden durch ein umfassendes Angebot an Erwachsenenbildung aber auch zahlreiche 

gewerbliche Einrichtungen, die integraler Bestandteil des Systems sind, unterstützt.  

 

Aus der Tatsache, dass der EuGH betont, dass dieser Typus des Unterrichtssystems 

unabhängig sei von den jeweiligen Besonderheiten der nationalen Schulsysteme folgt 

 
51 Nieskens, UR 2020, 607, 612. 
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nicht, dass der nationale Gesetzgeber nicht definieren kann, welche Einrichtungen er 

als Bestandteil des Unterrichtssystems ansieht. Es ist daher zu fordern, dass im Rah-

men einer Neuregelung der umsatzsteuerrechtlichen Befreiungsvorschriften eine ent-

sprechend eindeutige Definition der Einrichtungen, die dem Unterrichtssystem zuzu-

rechnen sind, ins Gesetz aufgenommen wird. Eine bloß abstrakte Definition, die durch 

eine Aufzählung einzelner Einrichtungen in der Gesetzesbegründung konkretisiert wird, 

so wie in dem Gesetzentwurf von 2019 vorgesehen, ist abzulehnen und führt nur zu 

neuerlichen Diskussionen und Abgrenzungsproblemen.  

 

In jedem Fall sollte der Gesetzgeber auch auf die in dem damaligen Gesetzentwurf 

vorgesehene Differenzierung zwischen privatrechtlich und öffentlich-rechtlich organi-

sierten Einrichtungen verzichten. Eine Differenzierung in den Anforderungen zwischen 

privatrechtlich und öffentlich-rechtlich organisierten Einrichtungen ist dem Umsatzsteu-

errecht fremd.  

 

II. Volkshochschulen als Teil des „Unterrichtssystems“ 

Wie bereits dargestellt, ist die Erwachsenenbildung in Deutschland ein anerkannter und 

durch die Landesgesetze gesetzlich definierter Teil des allgemeinen Schul- und Bil-

dungssystems. Auch die Generalanwälte in den Entscheidungen Haderer und A&G52 

haben es ausdrücklich für möglich gehalten, dass Volkshochschulen in Deutschland 

diesem Unterrichtssystem zuzuordnen sind.  

 

Im Rahmen einer gesetzlichen Neuregelung ist es daher anzustreben, dass der Ge-

setzgeber Volkshochschulen auch weiterhin ausdrücklich als begünstigte Einrichtungen 

definiert, die Teil des Unterrichtssystems sind, dass von der Umsatzsteuerfreiheit um-

fasst ist. Hierbei sollte der Gesetzgeber auf eine Differenzierung nach der Rechtsform 

der jeweiligen Volkshochschule verzichten, da es keinen inhaltlichen Anknüpfungs-

punkt für eine entsprechende Differenzierung gibt. Maßgeblich für die Zugehörigkeit der 

Volkshochschulen zu dem Unterrichtssystem ist vielmehr, dass die Volkshochschulen 

ein breites und differenziertes Bildungsangebot anbieten, das die verschiedensten Be-

reiche (Sprachen, Naturwissenschaften, Kultur, Musik, Kunst, Gesundheit, Sport) ab-

deckt. Volkshochschulen unterscheiden sich somit entscheidend von gewerblichen An-

bietern, die sich ausschließlich auf einzelne Bereiche spezialisiert haben (Segelschu-

len, Fahrschulen etc.).  

 

 
52 Schlussantrag in der Sache A&G C-449/17 vom 3. Oktober 2018. 
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Unabhängig von der weiteren Definition des Unterrichtssystems ist somit festzustellen, 

dass eine ausdrückliche Aufnahme der Volkshochschulen ins begünstigte System nicht 

zu europarechtlichen Zweifeln führen kann.  

 

III. Definition des Schul- und Hochschulunterrichts  

Nach der Rechtsprechung des EuGHs umfasst der Begriff des Unterrichts Tätigkeiten, 

die sich sowohl in ihrer spezifischen Art als auch aufgrund des Rahmens, in dem sie 

ausgeübt werden, abheben53. Bei dem Unterricht muss es sich um ein integriertes Sys-

tem der Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten in Bezug auf ein breites und viel-

fältiges Spektrum von Stoffen sowie die Vertiefung und Entwicklung dieser Kenntnisse 

und Fähigkeiten durch die Schüler handeln. Hieraus wird allgemein der Schluss gezo-

gen, dass Bildungsleistungen nur dann befreit werden können, wenn sie von Einrich-

tungen erbracht werden, die nicht auf ein sehr eingeschränktes Spezialgebiet be-

schränkt sind, wie z.B. Fahrschulen oder Segelschulen.  

 

Entscheidend ist vielmehr, dass das Gesamtangebot der Einrichtung ein breites Spekt-

rum an Wissensvermittlung umfasst, wobei sicherlich nicht gefordert wird, dass der ein-

zelne Schüler dieses breite Spektrum auch allumfassend in Anspruch nimmt. Auch in 

der Literatur wird davon ausgegangen, dass die Forderung des EuGHs sich nicht auf 

den materiellen Inhalt eines Kurses bezieht, sondern auf den äußeren Rahmen, d.h. die 

Stellung des jeweiligen Unterrichts in einem übergeordneten System.54  

 

Das Verhältnis dieses Erfordernisses zur Negativabgrenzung des EuGHs, dass kein 

spezialisierter Unterricht, der für sich alleine nicht der für den Schulunterricht kennzeich-

nenden Vermittlung von Fähigkeiten in Bezug auf ein breites Spektrum von Stoffen 

gleichkommt, erscheint allerdings noch nicht abschließend geklärt. Praktikabel ist diese 

Differenzierung jedenfalls nur dann, wenn damit nicht gemeint ist, dass jedweder Fach-

unterricht von der Befreiung ausgeschlossen ist.55 Nach der Definition des EuGHs muss 

der Unterricht ferner ein breites und vielfältiges Spektrum der Stoffvermittlung umfas-

sen, aufeinander aufbauen und ineinandergreifen.  

 

 
53 EuGH C-449/17, Rs. A&G, Rn. 24 unter Verweis auf EuGH vom 14.6.2007, C-434/05 Horizon College. 

54 Müller UR 2019, 836 ff. 

55 Nieskens, UR 2020, 607; Müller DStR 2021, 2526 (Anm. zu EuGH C-373/19). 
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Bei einer tieferen Analyse ist festzustellen, dass die genauen Anforderungen an den 

befreiten Unterricht, die sich aus dieser Definition des EuGHs ergeben, weitgehend un-

klar sind.56 So wird in der Literatur insbesondere kritisiert, dass der EuGH durch das 

Abstellen auf ein breites und vielfältiges Spektrum von Stoffen offenbar eine einrich-

tungsbezogene Abgrenzung vornimmt. Bestimmter Unterricht, z.B. Schwimmunterricht 

oder Klavierunterricht müsste unterschiedlich beurteilt werden, je nachdem, von wel-

cher Institution der Unterricht angeboten wird. Dies sei systemfremd und mit dem Sinn 

und Zweck der MwStSystRL nicht vereinbar.  

 

Außerdem werde das Kriterium des Gemeinwohls, das in der Überschrift zu Kapitel 2 

der MwStSystRL ausdrücklich genannt ist, vollständig ignoriert.57  

 

Das breite und vielfältige Spektrum der Stoffvermittlung umfasst nach dem allgemeinen 

Sprachgebrauch gerade jede Wissensvermittlung, die über absolutes Basiswissen hin-

ausgeht. Dies kann neben Fremdsprachen und Naturwissenschaften naturgemäß auch 

praktische Fertigkeiten sowie sportliche und koordinative Fähigkeiten umfassen. Glei-

ches gilt für das Erfordernis eines aufeinander aufbauenden und ineinandergreifenden 

Unterrichts. Auch dieses Erfordernis ist nur dann erfüllt, wenn sich die Vermittlung von 

Kenntnissen und Fähigkeiten über einen längeren Zeitraum erstreckt und es sich nicht 

um vollkommen unabhängig voneinander zu sehende Einzeleinheiten handelt.  

 

Sofern es der Gesetzgeber trotz dieser Abgrenzungsschwierigkeiten für erforderlich 

hält, auch diese Kriterien in die Definition des Unterrichts aufzunehmen, so ist zu for-

dern, dass er sie durch eine in der Praxis praktikable Definition ersetzt.  

 

Auch bei der Umsetzung europarechtlicher Richtlinien in das nationale Gesetz muss 

der nationale Gesetzgeber das verfassungsrechtliche Gebot der Klarheit und Eindeu-

tigkeit gesetzlicher Regelungen, insbesondere im Bereich der hoheitlichen Eingriffsver-

waltung, um die es sich beim Steuerrecht handelt, beachten. Die bloße Übernahme 

abstrakter Definitionen mit unbestimmten Rechtsbegriffen aus Entscheidungen des 

EuGHs wird den verfassungsrechtlichen Vorgaben an die Gesetzgebung nicht gerecht. 

 

 
56 Zur Kritik auch Nieskens, UR 2020, 607; Lippross, DStR 2022, 292; Grambeck MwStR 2021, 891; Müller 

DStR 2021, 2526. 

57 Lippross, DStR 2022, 292.  
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Der Gesetzgeber ist daher aufgefordert, ausgehend von der Mehrwertsteuersystem-

richtlinie und unter Beachtung der Rechtsprechung des EuGHs eine Definition des 

Schul- und Hochschulunterrichts vorzunehmen. In der Literatur wird diesbezüglich vor-

geschlagen, sich stärker am Begriff der Bildung zu orientieren und diesen um das Er-

fordernis der Gemeinwohlorientierung zu ergänzen.58 Auch wenn auf der Grundlage der 

bisher ergangenen Entscheidungen des EuGHs davon ausgegangen werden muss, 

dass eine ausschließlich am Begriff der Bildung orientierte Definition des Schul- und 

Hochschulunterrichts nicht die Zustimmung des EuGH erfahren würde, so ist der natio-

nale Gesetzgeber aber nicht daran gehindert, den Begriff der Bildung zur Konkretisie-

rung der unbestimmten Rechtsbegriffe in der Definition des EuGHs heranzuziehen. So 

könnte beispielsweise das Erfordernis des breiten und vielfältigen Spektrums der 

Stoffvermittlung dadurch konkretisiert werden, dass es sich um eine gemeinwohlorien-

tierte Bildungsleistung handeln muss. Auch eine Orientierung an den Erwachsenenbil-

dungsgesetzen der Länder kann als Anknüpfungspunkt dienen, da dort zum Teil explizit 

definiert ist, dass Einrichtungen der Erwachsenenbildung nicht nur Spezialunterricht er-

teilen dürfen.  

 

F. Zusammenfassung 

Die aktuellen nationalen Vorschriften zur Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistun-

gen sind punktuell europarechtswidrig. Dies umfasst vor allem die erforderliche Be-

scheinigung der Landesbehörde nach § 4 Nr. 21 UStG, die eine unzulässige Einschrän-

kung der Steuerbefreiung darstellt. 

 

Ob die Regelung des § 4 Nr. 22 a) UStG europarechtskonform ausgelegt werden muss, 

oder auch insofern eine gesetzliche Neuregelung erforderlich ist, ist zweifelhaft. Die 

generelle Befreiung aller „Vorträge, Kurse und anderen Veranstaltungen wissenschaft-

licher oder belehrender Art“ ist nur bei einer restriktiven Auslegung mit der Auslegung 

der Mehrwertsteuersystemrichtlinie durch den EuGH vereinbar. 

 

Es ist somit zur Erreichung einer größeren Rechtssicherheit und Klarheit in der Rechts-

anwendung durchaus zu begrüßen, wenn der Gesetzgeber eine Neuregelung der ge-

setzlichen Vorgaben für die Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistungen anstrebt. 

Hierbei ist aber zu fordern, dass sich der Gesetzgeber nicht auf eine unreflektierte Wie-

derholung einzelner Definitionen des EuGHs beschränkt, sondern seinen gesetzgebe-

 
58 Nieskens, UR 2020, 607. 



MEILICKE HOFFMANN & PARTNER  31

rischen Gestaltungsspielraum in den Grenzen der Mehrwertsteuersystemrichtlinie aus-

nutzt. Der Gesetzgeber sollte sich nicht weiterhin hinter den Vorgaben der EuGH-

Rechtsprechung verstecken und alle Zweifelsfragen der Auslegung durch die Finanz-

verwaltung und Rechtsprechung überlassen, sondern durch eine klare Regelung 

Rechtssicherheit schaffen. 

 

Bei einer gesetzlichen Neuregelung sollten im Interesse der etablierten und bewährten 

Bildungslandschaft und zur Wahrung einer umfassenden und für alle Bevölkerungs-

schichten zugänglichen Weiter- und Erwachsenenbildung die folgenden Punkte beach-

tet werden: 

 

- Die Definition des Schul- und Hochschulunterrichts durch den EuGH ist ihrerseits 

in der praktischen Anwendung höchst problematisch und auslegungsbedürftig. 

 

- Der Gesetzgeber sollte seine Möglichkeiten ausnutzen, im Rahmen der europa-

rechtskonformen Umsetzung (1) sowohl die Einrichtungen, die dem befreiten Un-

terrichtssystem zuzurechnen sind als auch (2) die Anforderungen an den Unter-

richt konkret zu definieren.  

 

Zu (1): 

o Volkshochschulen bilden in Deutschland den Kern der Einrichtungen der 

Erwachsenenbildung. Ihre Einrichtung ist in vielen Ländern verfassungs-

rechtlich bzw. gesetzlich garantiert. Ihr Kurssystem beinhaltet einen wei-

ten Stoff- und Wissensbereich. 

 

o Volkshochschulen und weitere anerkannte Bildungseinrichtungen müs-

sen daher auch zukünftig ausdrücklich zu den Einrichtungen gezählt 

werden, die als Teil des Schul- und Hochschulsystems von der Umsatz-

steuer befreiten Unterricht anbieten. Auf eine Differenzierung zwischen 

öffentlich-rechtlich und privatrechtlich organisierten Einrichtungen ist zu 

verzichten. 

   

Zu (2) 

o Nach der Rechtsprechung des EuGHs umfasst der Begriff des Unter-

richts Tätigkeiten, die sich sowohl in ihrer spezifischen Art als auch auf-

grund des Rahmens, in dem sie ausgeübt werden, abheben. 
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o Die Einbeziehung der Erwachsenenbildung und der Grundsätze des le-

benslangen Lernens in die Unterrichtsdefinition ist mit der Auslegung des

EuGHs somit ohne weiteres vereinbar.

o Das breitgefächerte Bildungsangebot der Volkshochschulen ist daher

von der Befreiung zu umfassen. Der Gesetzgeber sollte aber klar und

eindeutig definieren, wenn er einzelne Arten von Kursen und Unterricht

in Volkshochschule und anderen Bildungseinrichtungen von der Umsatz-

steuerbefreiung ausnehmen will.

- Sofern an dem Kriterium der Negativabgrenzung der reinen Freizeitgestaltung

festgehalten wird, ist es Aufgabe des Gesetzgebers den Begriff der reinen Frei-

zeitgestaltung zu definieren. Hierbei müssen zwei Gesichtspunkte klargestellt

werden:

o Das Kriterium der reinen Freizeitgestaltung kann keine Rechtfertigung

für eine Diskriminierung ganzer Teilnehmerkreise sein und

o das Kriterium muss darauf ausgerichtet sein, die reine Freizeitgestaltung

von Bildung abzugrenzen. Hierzu zählt auch die Allgemein—und Erwach-

senenbildung. Die bloße Abgrenzung zur beruflichen Aus- und Fortbil-

dung ist nicht der von dem EuGH geforderte Maßstab.

Bonn, den 16. Mai 2022

Dr. Uwe Scholz


